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Antrag 

der Abgeordneten Volker Beck (Köln), Gerald Hafner, Kerstin Müller (Köln), 
Christa Nickels, Cem Özdemir, Rezzo Schlauch, Manfred Such und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Stärkung der Idee des Täter-Opfer-Ausgleichs und Effizienzsteigerung der Justiz 
bei der Verbrechensbekämpfung durch Konzentration auf schwerwiegende 
Rechtsgüterverletzungen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Bemühungen einzelner 
Länder, von den nach geltendem Recht gegenüber Möglich- 
keiten, ein Strafverfahren ohne Durchführung einer Haupt- 
verhandlung durchzuführen, konsequent und gleichmäßig 
Gebrauch zu machen. 

2. Der Täter- Opfer- Ausgleich stellt einen wichtigen Beitrag zur 
Wiederherstellung des Rechtsfriedens dar. Seine flächen- 
deckende Durchführung ist daher zu gewährleisten. 

3. Der Deutsche Bundestag bekennt sich zu dem Grundsatz, daß 
das Strafrecht in einer freiheitlichen Gesellschaft nur die ulti- 
ma ratio der Sozialkontrolle sein darf. Unter diesen Umständen 
ist sein Anwendungsbereich daraufhin zu überprüfen, ob an- 
dere gesellschaftliche Regelungssysteme als Steuerungsin- 
strumente zur Verfügung stehen. 

4. Das materielle Strafrecht ist daraufhin zu überprüfen, ob seine 
Regelungen dem „ultima ratio "-Prinzip gerecht werden. So- 
weit für geringfügige Rechtsgutsbeeinträchtigungen Rege- 
lungsinstrumente zur Verfügung stehen, die dem Schutz des 
Verletzten gleichermaßen oder wirkungsvoller dienen, ist die- 
sen der Vorrang vor einer strafrechtlichen Verfolgung ein- 
zuräumen. 
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Begründung 

Seitens der Länder wird in zunehmendem Maße die Belastung der 
Strafjustiz beklagt. Gegenwärtig besteht die Tendenz, dieser Be- 
lastung durch eine Einschränkung des Rechtsschutzes der Bürge- 
rinnen und Bürger begegnen zu wollen. Demgegenüber hat sich 
die Bundesregierung bislang Überlegungen zu Entkriminalisie- 
rungsmaßnahmen verschlossen, die eine praktisch durchgreifen- 
de und auch kriminalpolitisch sinnvolle Alternative der Entlastung 
der Rechtspflege beinhalten, indem der Umfang des Strafrechts 
auf relevante sozialschädliche Handlungen begrenzt wird. Statt 
dessen setzt sie, aber auch manche Länder, weiter auf Strafbar- 
keitsausdehnungen, Erweiterung der Ermittlungsbefugnisse. Der 
auch aus diesem resultierenden Belastung der Strafjustiz darf nicht 
länger durch zunehmenden Abbau rechtsstaatlicher Garantien 
begegnet werden. Vielmehr sind sowohl das geltende Recht kon- 
sequent anzuwenden wie auch alternative Lösungsmodelle zu ent- 
wickeln. Die organisatorischen und technischen Rationalisie- 
rungsreserven bei Gerichten und Staatsanwaltschaften sind 
auszuschöpfen. 

Hierdurch können Ressourcen zur Verfolgung schwerwiegender 
Rechtsgutsbeeinträchtigungen freigesetzt und zugleich das Ver- 
trauen der Bevölkerung in den Rechtsstaat gestärkt werden. 

Der Täter-Opfer- Ausgleich ist auszubauen. Dieses Instrument dient 
der Wiederherstellung des Rechtsfriedens, indem Wiedergutma- 
chung gefördert wird. Soweit ein Täter-Opfer- Ausgleich erfolgreich 
durchgeführt wurde, entfällt in vielen Fällen das staatliche Bedürf- 
nis für eine weiter gehende strafrechtliche Sanktionierung. 

Das geltende Recht kennt Möglichkeiten, ein Strafverfahren ohne 
Hauptverhandlung durchzuführen. Von diesen ist konsequent und 
einheitlich Gebrauch zu machen. Durch die Möglichkeit der Ein- 
stellung eines Ermittlungsverfahrens nach den §§ 153, 153 a StPO 
wird der Bagatellcharakter gewisser Normverstöße bereits indi- 
ziert. Im Interesse einer einheitlichen Anwendung dieser Vor- 
schriften in den einzelnen Gerichtsbezirken ist der Erlaß von all- 
gemeinen Regelungen zu deren Anwendung zu begrüßen. Auch 
durch die Durchführung von Strafbefehlsverfahren läßt sich die 
Durchführung einer Hauptverhandlung in vielen Fällen vermei- 
den. 

Darüber hinaus kennt das materielle Recht Bereiche, in denen eher 
gemeinlästige, denn strafwürdige Verhaltensweisen unter Strafe 
gestellt werden. Es ist daher daraufhin zu überprüfen, inwieweit 
auf dessen Sanktionsinstrumente verzichtet werden kann, ohne 
zugleich den durch die Tat Verletzten rechtlos zu stellen. Für eini- 
ge Delikte hat die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erste Vor- 
schläge gemacht (Drucksache 13/2005): Wiedergutmachung vor 
Strafe bei Ladendiebstahl und Fahrerflucht mit Sachbeschädi- 
gung, Abstufung des Schwarzfahrens vom Straftatbestand zur 
Ordnungswidrigkeit. 
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